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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

keine Polizistin und keinen Polizis-
ten verwundert es heutzutage zu hö-
ren, dass die Zahl der Übergriffe auf 
Polizeibeamte von Jahr zu Jahr stetig 
ansteigt, denn darin spiegelt sich nur 
wider, was immer mehr Beamtinnen 
und Beamte beinah täglich leidvoll im 
Rahmen ihrer Pflichterfüllung erfahren. 
Die Zahl der Beleidigungen gegenüber 
den Kolleginnen und Kollegen hat ein 
neues Hoch erreicht. So mag man aus 
einigen Ecken des Landes durchaus 
kritische Stimmen hierzu hören. Wird 
die Polizei immer feinfühliger? Muss 
sich ein Polizeibeamter/eine Polizei-
beamtin heutzutage gefallen lassen als 
„Arschloch“, „Wichser“ oder „Hure“ 
beleidigt zu werden? Muss man es sich 
gefallen lassen angespuckt zu werden, 
was an Ausdruck der Missachtung ja 
eigentlich nicht mehr zu überbieten ist? 
Ich glaube nein. 

Auch die Zahl der verletzten Beam-
tinnen und Beamten steigt von Jahr 
zu Jahr an. Oftmals Ursache hierfür 
sind, und das zeigen ebenfalls die 
vorliegenden Zahlen, Übergriffe 
durch alkoholisierte Personen, die in 
enthemmtem Zustand oftmals nicht 

Polizei – Prügelknaben der Nation???
mehr unterscheiden können, ob ih-
nen die Polizei als „Freund und Hel-
fer“ zur Seite oder gar als Gegner und 
Feindbild gegenübersteht. Auch im 
Rahmen von Sportveranstaltungen 
wie Fußballspielen und Eishockey-
spielen in den unterschiedlichsten 
Klassen sehen sich die uniformierten 
Kolleginnen und Kollegen der ge-
schlossenen Einheiten und des Ein-
zeldienstes immer häufiger gewaltbe-
reiten Rabauken gegenüber. Ende 
letzten Jahres konnte die ganze Welt 
sehen, wie sich im Rahmen des G20-
Gipfels in Hamburg ein Mob aus 
Autonomen und Event-Gewalttätern 
über die eingesetzten Beamtinnen 
und Beamten hermachte, was zu ei-
ner großen Anzahl an Verletzten in 
den Reihen der Polizei führte. Mit 
Entsetzen reagierte man in der Welt, 
es ging ein Aufschrei durch die Medi-
en und in den politischen Reihen war 
man sich plötzlich einig, dass derarti-
ges Verhalten nicht toleriert werden 
kann. Musste es aber so weit kom-
men? Das müssen sich hier viele 
hochrangige Entscheidungsträger 
doch berechtigterweise fragen lassen. 

Unsere Aufgabe als Polizeigewerk-
schaft ist es, für die Kolleginnen und 
Kollegen einzustehen und in allen Be-
langen eine Verbesserung für die Poli-
zei, explizit in puncto Schutz zu errei-
chen – und so verstehen wir uns als 
deutschlandweit größte Gewerkschaft 
für Polizeibeschäftigte. Nicht alles was 
wir als Gewerkschafter tun oder sagen 
ist populär oder findet Anklang, es ist 
aber auch nicht unsere Aufgabe allen 
zu gefallen, sondern die Belange un-
serer Mitglieder zu vertreten. Bayern 
brüstet sich, die landesweite Nummer 
1 in Sachen Sicherheit zu sein, und das 
soll auch so bleiben. Hierfür bedarf es 
eines ständigen Austausches mit den 
politischen Entscheidungsträgern. Der 
langjährige Kampf, vor allem auch der 
GdP zur Schaffung eines neuen 
Straftatbestandes gegen Übergriffe 
auf Polizeibeamte, wurde letztendlich 
mit der Schaffung des „Tätlichen An-
griffs auf Polizeibeamte“ belohnt. Auf-
gabe der Justiz ist es nun, diesen auch 
konsequent anzuwenden, was ja in 

ersten Entscheidungen gerade im 
Blick auf die Ereignisse in Hamburg 
bereits erste erfreuliche Umsetzung 
fand. Auch seitens der Politik hat man 
reagiert und auf Drängen vor allem 
der GdP die flächendeckende Ausstat-
tung mit neuen Schutzwesten für die 
Kolleginnen und Kollegen vorange-
trieben. Wie unser Innenminister erst 
jüngst erwähnte, soll auch die großflä-
chige Anschaffung der positiv erprob-
ten Bodycams sowie die Ausstattung 
aller bayerischen Polizeibeamten mit 
neuen Dienstwaffen mehr Sicherheit 
und Schutz vor Übergriffen bieten. 

Wenn man sich die aktuelle Rang-
liste einer repräsentativen Umfrage 
ansieht und dieser entnimmt, dass das 
Vertrauen der Bevölkerung in ihre Po-
lizei, wie jüngst auch seitens unseres 
Innenministers verkündet, nach wie 
vor ungebrochen ist und die Polizei 
hier auf Platz 1 liegt, so stimmt mich 
das durchaus positiv für die kommen-
de Entwicklung. Interne Störfeuer wie 
der Antrag seitens der DGB-Jugend 
auf Abschaffung des § 114 StGB, ha-
ben bis in die Reihen des bayerischen 
GdP-Landesvorstandes zu großem Ru-
moren geführt. Wir sind eine Polizei-
gewerkschaft und treten für die Inter-
essen unserer Polizeibeamtinnen und 
-beamten ein. Auch hier muss man 
Kante zeigen, weshalb man sich – 
nicht zuletzt auch veranlasst durch 
den großen Aufschrei in Reihen unse-
rer Mitglieder – seitens der Landes-
führung zu einem Antrag auf Austritt 
aus dem DGB entschlossen hat. Wir 
werden sehen, wie hierauf reagiert 
wird. Wir werden weiter für Euch 
kämpfen und für die Interessen aller 
Kolleginnen und Kollegen konsequent 
und mit Nachdruck eintreten, denn 
gemeinsam können wir viel erreichen. 

Kommt alle gesund wieder vom 
Dienst nach Hause und passt auf Euch 
auf! 

Herzliche Grüße, 

Euer Florian Leitner,
Mitglied des Landesvorstands, 

BG Oberbayern Nord
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redaktionsschluss
Der Redaktionsschluss für die 

Ausgabe Juni 2018 ist am 3. Mai 
2018. Zuschriften bitte an die Re-
daktion.

Innenminister Joachim Herrmann und 
Landespolizeipräsident Prof. Dr. Wilhelm 
Schmidbauer bei der Vorstellung der 
Polizeilichen Kriminalstatistik 2017. 

Mit der Verabschiedung des Nach-
tragshaushalts wurden auch einige For-
derungen der GdP zumindest teilweise 
erfüllt. So sind wir unserem seit Jahren 
verfolgten Ziel, den DUZ für die Nacht-
dienststunden auf 5 €/Std. zu erhöhen, 
wieder einen Schritt nähergekommen. 
Rückwirkend zum 1. 1. 2018 wird dieser 
Zuschlag auf nun 4,50 €/Std. angeho-
ben, die Unterschiedsbeträge werden 
vom Landesamt für Finanzen nachge-
zahlt. Die 5 €/Std. sind als politische 
Absichtserklärung für den 1. 1. 2019 
verkündet – die GdP wird hier in den 
Beratungen auf die Erfüllung unserer 
Uraltforderung drängen. 

Auch wurde die Ballungsraumzula-
ge für den Großraum München um 
50% angehoben, so beträgt der Grund-
betrag nach Art. 94 Abs. 2 Bayer. Besol-
dungsgesetz nun 122,69 € (statt bislang 
81,79 €) sowie für die Anwärter 61,34 € 

Nachtragshaushalt für 2018 verabschiedet
(statt 40,89 €) und pro Kind nun 32,72 € 

(bisher 21,81 €). Die Gebietskulisse 
blieb allerdings unverändert, hier gibt 
es noch aus unserer Sicht notwendige 
Ergänzungen.

Erfreulich ist auch die Einführung ei-
nes Zuschlags für IT-Kräfte von bis zu 
400 € monatlich, die allerdings an be-
stimmte Voraussetzungen gebunden 
ist. Dazu wurde im Bayer. Besoldungs-
gesetz ein neuer Art. 60 a eingeführt. 

Im Hinblick auf die Erhöhung der 
Beamten in Ausbildung bei der Bereit-
schaftspolizei gab es eine überschau-
bare Anzahl von einigen neuen Plan-
stellen im Stellenplan. Auch wenn 
diese bei Weitem nicht ausreichen, um 
den gestiegenen Bedarf an Stammper-
sonal zu decken, ist zumindest ein An-

fang gemacht. Dazu kommt, dass es im 
Nachtragshaushalt im Regelfall nur 
ganz vereinzelt zu Stellenmehrungen 
kommt und Stellenhebungen im Regel-
fall nicht erfolgen. Dies kann nur bei 
den anstehenden Haushaltsberatun-
gen für den neuen Doppelhaushalt 
2019/2020 erfolgen, für den die GdP 
bereits erhebliche Stellenforderungen 
gestellt hat. Zumindest die Personal-
mehrungen sind von der Staatsregie-
rung vorgesehen, so sind noch 1000 
zusätzliche Stellen für die Jahre 
2019/2020 aus dem Programm St. Qui-
rin im Haushalt zu berücksichtigen und 
die von Ministerpräsident Söder ange-
kündigten weiteren 1500 Stellen u. a. 
für die von ihm vorgesehene Grenzpo-
lizei. � PSch

Die Sicherheitslage in Bayern ist so 
gut wie zuletzt vor 30 Jahren. Innenmi-
nister Joachim Herrmann stellte Ende 
März die Polizeiliche Kriminalstatistik 
für 2017 vor, wobei er auf ein hervorra-
gendes Ergebnis verweisen konnte: 
Die Zahl der Straftaten sank gegenüber 
2016 nochmal um 4,6% und ist damit 
auf dem niedrigsten Niveau seit 1991. 
Die Aufklärungsquote beträgt insge-
samt betrachtet mittlerweile stolze 

64,4%. Die Gewaltkriminalität sank um 
3,3%, die Diebstahlsdelikte um 
9,5%. Hierbei ist erfreulich, dass auch 
die Zahl der Wohnungseinbrüche deut-
lich zurückging und somit eine Trend-
wende in einem zuletzt schwer ange-
stiegenen Kriminalitätsfeld erreicht 
werden konnte. Die Vermögens- und 
Fälschungsdelikte sanken um 5,1%. 

Angestiegen sind laut PKS 2017 die 
Internetkriminalität (+ 3,9%), die 
Rauschgiftkriminalität (+ 3,8%) und die 

PKS 2017: Sicherheitslage so gut wie vor 
30 Jahren dank hervorragender Polizeiarbeit

Straftaten gegen die sexuelle Selbstbe-
stimmung (+26,2%). Der hohe Anstieg 
bei den Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung erklärt sich laut 
Herrmann in erster Linie zum einen 
aus der Zunahme bei den tatverdächti-
gen Zuwanderern sowie zum anderen 
aus der Novellierung des Sexualstraf-
rechts aus dem November 2016. 

Als problematisch bezeichnete Herr-
mann den zunehmenden Anteil an tat-
verdächtigen Zuwanderern. Hier lag 
der Anteil in Bezug auf alle Tatver-
dächtige bei 10,3% und somit bei 0,7% 
über dem Vorjahreswert. Überhaupt ist 
mit nun 34,9% auch der Anteil der 
Nichtdeutschen an der Gesamtzahl der 
Tatverdächtigen im Vergleich zum 
Vorjahr gestiegen und liegt somit deut-
lich über dem Anteil Nichtdeutscher 
im Vergleich zur Gesamtbevölke-
rungszahl in Bayern. 

Insgesamt sei die Kriminalitätsent-
wicklung aber mehr als erfreulich und 
Bayern nehme mit diesem stolzen Er-
gebnis nach wie vor den Spitzenplatz bei 
der Inneren Sicherheit in Deutschland 
ein. Der Innenminister dankte deswegen 
den engagierten und hoch motivierten 
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten 
für ihre professionelle Arbeit. Dem 
schließt sich auch die GdP Bayern gerne 
an. Allerdings dürfen die rückläufigen 
Zahlen nicht dazu führen, die vorgese-
henen zusätzlichen Einstellungen zu re-
duzieren. Die personelle Verstärkung 
wird dringend benötigt. � MWi
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Ausgangslage: Die EU-Richtlinie 
2016/680 vom 27. 4. 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten durch 
die zuständigen Behörden zum Zwecke 
der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung 
oder Verfolgung von Straftaten oder der 
Strafvollstreckung sowie zum freien Da-
tenverkehr und zur Aufhebung des 
Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des 
Rates ist für den Bereich der bayeri-
schen Polizei bis Mai 2018 in nationales 
Recht umzusetzen. Darüber hinaus hat 
das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
seine Rechtsprechung zu den verfas-
sungsgerichtlichen Anforderungen an 
die Ausgestaltung polizeilicher Ein-
griffsbefugnisse weiterentwickelt und 
präzisiert. Zudem bedarf es einer weite-
ren, dem Stand der Technik entspre-
chenden Ergänzung und noch effekti-
veren Ausgestaltung wichtiger polizei- 
licher Befugnisnormen. 

Im Kreise der Experten, der sich aus 
etablierten und jeweils von den Fraktio-
nen bestimmten Fachjuristen zusam-
mensetzte, bestand weitestgehende 
Einigkeit, dass die europa- und verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben durch den 
Gesetzgeber zufriedenstellend und sau-
ber eingearbeitet wurden und somit der 
oben genannten Richtlinie und der ak-
tuellen Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts entsprochen wird. Ei-
nig waren sich eigentlich alle Experten 
darin, dass der Gesetzesentwurf mit sei-
nen Änderungen in seiner Komplexität 
grenzwertig sei und für die Polizeibe-
amten, die ihn letztlich anwenden müss-
ten, sowie insbesondere für die Bürger 
schwer verständlich und schwer zu ver-
mitteln sei.

In der konkreten inhaltlichen Beurtei-
lung hinsichtlich der Neuordnung des 
Polizeirechts gingen dann die Einschät-
zungen doch deutlich auseinander: Le-
diglich Prof. Dr. Möstl sah mit Blick auf 
den Gesetzentwurf keine verfassungs-
rechtlichen Bedenken. Die Vorgaben 
seien sehr gut eingearbeitet worden, 
wenn auch in der Praxis zum Teil schwer 
umsetzbar. Er sieht den vorliegenden 
Gesetzentwurf verfassungsrechtlich 
vertretbar, es würden dadurch keine po-
lizeilichen Befugnisse vorverlagert und 
der Bürger müsse auch keine Angst vor 
einem Überwachungsstaat haben. 

Die übrigen Juristen sehen die neuen 
Pläne des Innenministeriums kritischer. 
Vor allem der neue Begriff der „drohen-

Expertenanhörung zu den Gesetzesentwürfen zur Neuordnung 
des PAG und zur Änderung des Verfassungsschutzgesetzes

den Gefahr“ wird als problematisch er-
achtet. Während bislang für die Aufga-
beneröffnung der Polizei nach dem PAG 
konkrete Anhaltspunkte einer Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung bestehen musste, soll nunmehr 
schon eine drohende Gefahr ausrei-
chen. Dr. Löffelmann zum Beispiel sieht 
die Verhältnismäßigkeit als nicht mehr 
gegeben an: Gefahren drohten laut dem 
Gesetzentwurf der Staatsregierung 
überall, was zu einer Ballung eingriffs-
intensiver Befugnisse führt. Er sieht ei-
nen „gewaltsamen Paradigmenwech-
sel“ im Polizeirecht und sieht in der 
Kategorie der „drohenden Gefahr“ eine 
nicht mehr akzeptable Herabsetzung 
der polizeilichen Eingriffsschwelle. Prof. 
Dr. Lindner sieht einen „dogmatischen 
Overkill“. Er hätte sich erhofft, das Ge-
bot der Normenklarheit klarer voranzu-
stellen und die im Polizeirecht vorhan-
denen Generalklauseln stärker zu 
berücksichtigen. Tendenziell wird es 
angesichts der neuen Bedrohungslage 
als angemessen erachtet, dass die Be-
fugnisse der Polizei diesen Herausforde-
rungen angepasst werden, dennoch 
würden die hier vorliegenden rechtli-
chen Vorgaben übers Ziel hinausschie-
ßen. Der Datenschutzbeauftragte Prof. 
Petri sieht die „Überwachungsgesamt-
rechnung“, also die Balance aus Freiheit 
und Sicherheit, strapaziert. Mit dem Be-
griff der „drohenden Gefahr“ würden 
der Polizei zu leicht Befugnisse erleich-
tert, die es schon bei „normaler Krimi-
nalität“ – und nicht nur bei Terrorismus-
verdacht – erlaube, einfacher Telefone 
bzw. Handys zu überwachen, Post zu 
öffnen oder Onlinedurchsuchungen 
vorzunehmen.     

Auch die Regelungen zu möglichen 
DNA-Analysen stoßen auf deutliche 
Kritik: Hier werde das Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung verletzt, 
wenn etwa Merkmale wie Herkunft, 
Haar- oder Augenfarbe, Geschlecht etc. 
bestimmt werden könnten, ohne dass 
ein Gefahrenverdacht bestehe. Dies sei 
in den Augen von Prof. Graulich schlicht 
„nicht nachvollziehbar“. 

Die Opposition, die auch mit der Be-
nennung einzelner Experten beauftragt 
war, griff in der anschließenden Diskus-
sion die einzelnen Kritikpunkte dank-
bar auf und untermauerte ihre schon im 
Vorfeld geäußerte Kritik deutlich. In der 
Debatte wurde zudem die kurzfristige 
Ansetzung sowie die kurze Dauer der 

Expertenanhörung von lediglich 2½ 
Stunden kritisiert. Dies ergibt sich je-
doch aus der bis Mai notwendigen Um-
setzung der oben genannten EU-Richtli-
nie. An der Umsetzung des konkreten 
Gesetzesentwurfs dürfte sich jedoch an-
gesichts der kurzen Umsetzungsfrist bis 
Mai nicht mehr allzu viel ändern, wes-
wegen sich Bayerns Polizeibeamte 
schon bald gezwungen sehen dürften, 
sich mit dem geänderten Polizeirecht 
vertraut zu machen. Gerade die Umset-
zung der für viele Eingriffsmaßnahmen 
nun notwendigen Richtervorbehalte so-
wie die umfangreichen Dokumenta-
tions- und Auskunftspflichten aufgrund 
der Datenschutzbestimmungen werden 
für mehr Verwaltungsaufwand sorgen. 
Da die meisten der Dokumentations-
pflichten EDV-technisch abgehandelt 
werden können, müssen sämtliche poli-
zeilichen Dateien, in denen personen-
bezogene Daten verarbeitet werden, 
angepasst werden. Selbst der Gesetzge-
ber rechnet mit einem immensen Auf-
wand und geht von einer Übergangszeit 
von fünf Jahren aus und rechnet zudem 
infolge der notwendigen Beauftragung 
auch externer Unternehmen mit einem 
zweistelligen Millionenbetrag für die 
Umsetzung.  

Die GdP hatte bei der Anhörung im 
Vorfeld die erweiterten Eingriffsmög-
lichkeiten der Polizei grundsätzlich be-
grüßt. Gerade auch die nun erleichterte 
Identitätsfeststellung bei einer lediglich 
drohenden Gefahr bringt für die ein-
schreitenden Beamten Rechtssicherheit. 
Die zusätzlichen Möglichkeiten einer 
DNA-Auswertung (Herkunft, Ge-
schlecht, Haarfarbe etc. bei bislang un-
bekannten Tätern) sind aus ermittlungs-
taktischer Sicht zu begrüßen. Auch der 
Einsatz von Drohnen und technischen 
Überwachungsmöglichkeiten in einer 
Wohnung ist nun geregelt. Die Sicher-
stellung von Daten in einer Cloud ist die 
logische Folge des technischen Fort-
schritts. Und auch die Einführung von 
Handgranaten und Explosivgeschossen 
als Hilfsmittel der körperlichen Gewalt 
ist der Terrorlage geschuldet, wobei die-
se nur dann eingesetzt werden dürfen, 
wenn andere Mittel zuvor erfolglos an-
gewendet oder von vorneherein als er-
folgslos beurteilt wurden.     

Alle schriftlichen Stellungnahmen der 
einzelnen Experten liegen in der Lan-
desgeschäftsstelle vor und können auf 
Wunsch übermittelt werden. �MWi/PSch
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bereitschaftspolizei/senioren

Thomas Bentele freut sich mit Markus Schirmer über Zuwachs 
in der GdP.

Auf ein Neues … hieß es wieder in 
zahlreichen Ausbildungsstandorten 
der Bereitschaftspolizei. Fast 1000 Be-
amte in Ausbildung wurden zum 1. 3. 
2018 eingestellt. All diese jungen Kol-

Neueinstellungen bei der bayerischen Polizei – 
Herzlich willkommen

leginnen und Kollegen galt es nach 
einer dreiwöchigen gewerkschaftli-
chen „Friedenspflicht“ über den Wert 
einer Gewerkschaft im Allgemeinen 
und der GdP im Besonderen zu infor-

mieren. Eine zeit-
intensive Aufga-
be für die KG- 
Vorsitzenden in 
der Bereitschafts-
polizei, die nur im 
Zusammenspiel 
aus Junger Grup-
pe, Vertrauens-
leuten am Stand-
ort und benach- 
barten Einzel-
dienst-GdPlern zu 
bewältigen war. 
Die Leistungen 
der GdP kamen 
gut an, sodass un-

sere 185 000 Kollegen/-innen umfas-
sende Solidargemeinschaft in diesen 
Tagen weiter anwachsen wird. Uns 
sind dabei aber nicht Zahlen und die 
Statistik wichtig, sondern das Wohler-
gehen jedes einzelnen Mitglieds. Da-
her ließ es sich unser stellvertretender 
Landesvorsitzender Thomas Bentele 
auch nicht nehmen, das Dachauer 
Team bei der Neumitgliederwerbung 
im 65. Ausbildungsseminar zu unter-
stützen, um einen Teil der neuen Mit-
glieder vom ersten Tag an persönlich 
kennenzulernen.

Vom 18. bis 20. März 2018 fand in 
Potsdam die 8. Bundesseniorenkon-
ferenz der Gewerkschaft der Polizei 
statt. Unter Führung des Landesse-
niorenvorsitzenden Günter Klinger 
nahmen neun Delegierte aus Bayern 
daran teil. Bei der Anreise mit dem 
Pkw behinderten Schneewehen auf 
der A 9 bei Leipzig die Fahrt. Auf 
der Rückfahrt gab es zwar keine 

Schneewehen mehr, dafür aber teil-
weise heftige Schneefälle. Für ge-
standene Bayern sind das aber keine 
echten Hindernisse.

Die insgesamt 111 Delegierten 
aus allen Landesbezirken, den Be-
zirken der Bundespolizei und des 
Bundeskriminalamtes der GdP hat-

ten die Aufgabe, einen neuen Bun-
desseniorenvorstand zu wählen. Au-
ßerdem befassten sie sich mit 35 
Anträgen, die teilweise erst nach 
längerer Diskussion angenommen 
oder auch abgelehnt wurden. 

Ein ausführlicher Bericht über die 
Bundesseniorenkonferenz wird im 
Bundesteil der Deutschen Polizei 
veröffentlicht. Im Bild die bayerische 

Abordnung in Berlin (v. l.):  Albert 
Schulz, Hans Kormann, Fritz Wer-
ner, Bernhard Brückner, Reinhold 
Preßl, Liselotte Söllheim-Dietzel, 
Günter Klinger, Dietmar Vogl, Fritz 
Leicht, Wolfgang Vogt. 

Hans Kormann

Bayerische Delegation bei der 
Bundesseniorenkonferenz
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V. l.: Anita Herdrich, Ramona Kreuzer, Petra Hochholzer, 
Andrea Bauer, Ulrike Hofbauer, Andrea Kerler-Simeth, Elke Preiss

Ende Februar trafen sich die Mitglieder der Frauengruppe 
der BG Niederbayern in Plattling, um ihre Vorstandschaft 
neu zu wählen. Zuvor war im Umlaufverfahren per E-Mail 
bereits bei den Mitgliedern angefragt worden, ob bei der ein 
oder anderen Kollegin Interesse an der Mitarbeit in der Vor-
standschaft besteht. Die Vorsitzende Ulrike Hofbauer be-
richtete über die Tätigkeiten der Frauengruppe in den letz-
ten fünf Jahren und dankte der Vorstandschaft für ihr großes 
Engagement. Sie stellte sich nicht mehr für die Mitarbeit in 
der Vorstandschaft zur Verfügung. Als Überraschungsgast 
war Günter Kellermeier, ehemaliger Vorsitzender der 
BG Niederbayern, erschienen, der lange Jahre mit Ulrike 
Hofbauer zusammenarbeitete.

Nach seinen Begrüßungsworten wurde zur Neuwahl ge-
schritten. Als Wahlleiter fungierte Günter Kellermeier. In 
Einzelabstimmung wurden einstimmig Petra Hochholzer zur 
neuen 1. Vorsitzenden, Elke Preiss zur neuen 2. Vorsitzen-
den und Andrea Kerler-Simeth zur Schriftführerin gewählt. 
In Blockabstimmung erfolgte die Wahl ebenfalls einstimmig 
von Andrea Bauer zur Beisitzerin PVA, Ramona Kreuzer zur 
Beisitzerin Beamte und Anita Herdrich zur Beisitzerin Tarif. 
Nach der Wahl bedankte sich Petra Hochholzer für das in sie 
gesetzte Vertrauen und gab einen kurzen Ausblick auf die 
für das Jahr 2018 geplanten Aktivitäten. Anschließend über-
reichte die neue 1. Vorsitzende ihrer Vorgängerin zum Dank 
für ihre engagierte Tätigkeit ein Präsent und einen Blumen-
strauß. � Andrea Kerler-Simeth

Neuwahlen bei der Frauengruppe der BG Niederbayern
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aus den bezirken

Bereits im Januar fand die alljährliche 
Mitgliederversammlung der KG Bayer-
wald statt. Zunächst informierte der Be-
zirksvorsitzende Andreas Holzhausen 
über aktuelle Themen. Er sprach neben 
dem Ausbildungsstandort Freyung und 
Personalzuteilung vor allem das Thema 
Arbeitszeit an, welches die Polizei seit 
Jahren beschäftigte. 

Die Neuwahlen waren deshalb not-
wendig geworden, da sich die beiden 
Vorsitzenden nicht mehr im aktiven 
Dienst bzw. bereits im wohlverdien-
ten Ruhestand befanden. Zum neuen 
Vorsitzenden wurde Alexander 
Schreiner gewählt. Alexander Schrei-
ner freute sich besonders, als erste 
Amtshandlung die Ehrungen für 
langjährige Mitgliedschaften durch-

Mitgliederversammlung der KG Bayerwald 
führen zu können. Es folgte die Über-
gabe der Ehrenurkunden und eines 
Gutscheines in Höhe der jeweiligen 
Mitgliedschaften. Für 10-jährige Mit-
gliedschaft: Dominik Bäumler, für 
20-jährige Mitgliedschaft: Michael 
Herzog, Johann Müller, Christian 
Loibl, für 40-jährige Mitgliedschaft: 
Helga Bauer, Heinrich Baumgartner, 
Nikolaus Herrn-
böck, Volkmar 
Hetzel, Herbert 
S c h r e i n e r . 
Schließlich der 
Spitzenreiter mit 
einer 50-jährigen 
Mitgliedschaft: 
Karl Brantl. Zum 
Abschluss der 

Versammlung bedankte sich Alex-
ander Schreiner besonders bei 
den zurückgetretenen Vorsitzenden 
Wilhelm Sitzberger und Nikolaus 
Herrnböck für ihre langjährige Tä-
tigkeit in der KG Bayerwald und 
überreicht ihnen als kleine Aner-
kennung ihrer Tätigkeit einen klei-
nen Präsentkorb.

Anfang März luden der Vorsitzende 
der Kreisgruppe Parsberg, Christian 
Bleyer, und der Verantwortliche der 
Kreisgruppe Neumarkt, Udo Strauch, 
ihre Mitglieder zu zeitgleichen Jahres-
hauptversammlungen in die Gaststät-
te Diepold in Batzhausen ein. Auf-
grund eines Beschlusses der BG 
Oberpfalz (Fusionierung von Kreis-
gruppen) hatte es bereits im Vorfeld 
zwischen den beiden Vorsitzenden 
Gespräche gegeben, in denen man 
sich für eine Fusion aussprach. 
Schließlich konnten auch die Mitglie-
der von den Vorteilen einer Fusion 
überzeugt werden, sodass beide Ver-
sammlungen für die Auflösung ihrer 
Kreisgruppe und der Übergabe der 
Finanzmittel an die neu zu gründen-

Neugründung der Kreisgruppe Neumarkt-Parsberg
de Kreisgruppe Neumarkt-Parsberg 
stimmten. 

Gleich im Anschluss trafen sich die 
Mitglieder beider Kreisgruppen zur ge-
meinsamen Gründungsversammlung, 
um unter der Verhandlungsleitung von 
Bezirksvorsitzendem Gerhard Knorr 
und Wahlleitung von Otto Freisleben 
der Neugründung der Kreisgruppe 
Neumarkt-Parsberg zuzustimmen. 
Die erarbeiteten Wahlvorschläge für 
die Vorstandschaft wurden von der 
Versammlung einstimmig angenom-
men. Christian Bleyer wurde zum 
neuen Vorsitzenden der KG bestimmt. 
Zum Zweiten Vorsitzenden wurde 
Udo Strauch, zum Kassier Silke Sie-
wert und zum Schriftführer Georg 
Bayerl gewählt. Auch konnten zahl-

reiche Ehrungen für langjährige Mit-
gliedschaften ausgesprochen werden. 
Alle Geehrten erhielten als Zeichen der 
Wertschätzung eine Urkunde und ein 
Präsent. Des Weiteren wurden alle An-
wesenden nach der Versammlung zu 
einem Essen eingeladen.

Am 13. 3. 2018 führte die Kreis-
gruppe (KG) Rosenheim ihre Jah-
reshauptversammlung durch. Der 
KG-Vorsitzende Wolfgang Ligotzky 
durfte zahlreiche Mitglieder, den 
Landesvorsitzenden der GdP Bay-
ern, Peter Schall, Alexander Ba-
schek von der GdP Service GmbH 
sowie Werner Mitteregger und Flo-
rian Bauer des Kooperationspart-
ners SIGNAL Iduna/PVAG begrü-
ßen. Unter den Teilnehmern war 
auch der Polizeivizepräsident des 
PP Oberbayern Süd, Harald Pickert, 
sowie der langjährige Vorsitzende 

„GdP-Urgestein“ Werner Leberfinger geehrt
der BG München, Werner Leberfinger, 
anwesend. 

Vor dem gewerkschaftspolitischen 
Statement des Landesvorsitzenden 
Peter Schall wurden zahlreiche Ehrun-

gen für langjährige Mitgliedschaft 
durchgeführt. Exemplarisch für die 
geehrten Mitglieder seien hier die 
Ehrungen der Kollegen Werner Le-
berfinger und Gerhard Diller für 
mehr als 50-jährige Mitgliedschaft 
erwähnt. Werner Leberfinger war 
neben seiner Tätigkeit als Vorsit-
zender der BG München auch zwei 
Wahlperioden der Finanzvorstand 
der GdP Bayern. Die KG Rosenheim 
hat diese Ehrung gerne stellvertre-
tend für die BG München durchge-
führt, da Kollege Leberfinger in Ro-
senheim wohnhaft ist.
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termine/glückwünsche 

Die ehemaligen Kollegen der 11. Hundertschaft, Einstellung 9. 9. 1968, treffen sich am 
Sa./So. 1., und 2. September 2018, in der Polizeiunterkunft der III. Bereitschaftspolizeiabteilung 

Würzburg, Sedanstraße 52, zum 50-jährigen Einstellungsjubiläum.
Beginn des Treffens ist am Samstag, 1. 9. 2018, um 15 Uhr in der Kantine.

Wir bitten um Anmeldungen zum Treffen bis spätestens 30. 7. 2018 an folgende Anschriften:

Karl-Heinz Dannhorn Dieter Pietsch
 dannhorn@online.de dieter.pietsch@web.de

Wir freuen uns auf zahlreiche Teilnehmermeldungen und bitten darum, auch Kollegen zu verständigen, die 
vorzeitig in Ruhestand gegangen sind bzw. vorzeitig aus dem Polizeidienst ausgeschieden sind.

50 Jahre – 11. BPH, Einstellung 9. 9. 1968


